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Zentral e Prolcleme erkennen
'FLEG EKAM M ERN - Beschäftigte gegen Zwangsmitgliedschaft und Zwangsbeiträge
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,flegekammern sind auch Thema beim Protest gegen den Pflegenotstand wie hier zorg in Leipzig

/ttrt t-tc,ike Langenberg Dfei Beispiele aUS Pflegeberufekammer. Dazu mobilisiert versammlung.sieschätzt,dassmehrals

/usammenschruss von preserach- versch iedenen ;::: :äffi:ffi[ff:i:ä;i:l'""r'"T ffi,[?:i",Hl$"§:#..fl;',",.H:;:[
r,rltonzusein,eineArtStandesvereini- BUndeSländefn Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun- zählen.

yrrrrrl fi.rr Pflegekräfte, ähnlich wie die gen über ihre Kritikpunkte. Bis zum Jetztziehtver.diwiedermiteinerliste
\r,/t('k,rrnmern, eine Aufwertung der I Schleswig-Holstein 3t. MärzsolldanndarI rrlchnisvorliegen, indenWahlkampl gewähltwerdensoll
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Rad ikalenerlass
offiziell aufheben
UNTERSCHRTFTENAKT|oN - Am 28.Ja-

' nuar 1972 unterzeichnete der damalige
Bundeskanzler Willy Brandt den soge-

nannten Rad ikalenerlass. ln den folgen-
den Jahren wurden rund 3,5 Millionen
Bewerber*innen für Berufe im öffent-
lichen Dienst überprüft. Diese Über-
prüfungen führten zu etwa lt.ooo
Berufsverbotsverfahren, z.zoo Diszipl i-

narverfahren, t.256 Ablehnungen von
Bewerbungen und 265 Entlassungen. lm

Vorfeld des 5o.Jahrestags des Radika-
lenerlasses im kommenden Jahr haben

ehemalige Betroffene des Erlasses eine
Unterschriftenaktion gestartet. Zu den
Erstunterzeichner*innen gehören unter
anderem der ver.d i-Vorsitzende Frank
Werneke, seine Stellvertreterinnen Chris-

tine Behle und Andrea Kocsis sowie der
DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann. Die

Aktion fordert, den Radikalenerlass ge-

nerell und bundesweit offiziell aufzu-
heben, alle Betroffenen voll umfänglich
zu rehabilitieren und zu entschädigen
sowie d ie Folgen der Berufsverbote und
ihre Auswirkungen wissenschaftlich
aufzuarbeiten.
berufsverbote. de

Pandemie-Zuschlag
von 150 Euro
GRUNDsrcHERuluc - Corona trifft die
Bezieher*innen von Grundsicherung
besonders stark. Daher unterstütztver.di
d ie Vorschläge von Bundesarbeitsminis-
ter Hubertus Heil, sPD, zu einem pande-

mie-bedingten Zuschlag auf die Grund-
sicherung. Hartz lv mÜsse mit einem
Zuschlag von t5o Euro monatlich auf die
Regelsätze m indestens fur d ie Dauer des

Lockdowns aufgestockt werden, sagte
der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke.
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